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Die Debatte um den Weiterbetrieb der verblei-
benden Atommeiler angesichts der Energie-
krise des Winters 2022/23 zeigte, dass es bei 
der Atomfrage in Deutschland um mehr geht 
als um produzierte Kilowattstunden oder Strah-
lungswerte und andere Risikofaktoren.1 Beide 
Seiten des Debattenspektrums sind sich ver-
mutlich der Schwächen ihrer Argumentations-
führung bewusst. Die Befürworter wissen, dass 
der Anteil des atomaren Schwellenbetriebs 
an der gesamten Stromproduktion marginal ist 
und sich einsparen bzw. kompensieren ließe. 
Die Gegner des Weiterbetriebes sind sich auch 
bewusst, dass das Wiederhochfahren von 
Kohlekraftwerken mit einem immensen CO2-
Ausstoß einhergeht und sich die meisten 
 internationalen Ökoparteien in der Frage ,Kohle 
oder Atom?‘ anders positionieren würden.

Tim Schedel
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auf der Institution Kirche liegt, sondern auf 
dem kommunikativen Zusammenspiel 
 aller mit dem Protestantismus assoziierten 
 Akteure.3 Dies zeigt sich in der Hierarchie 
der evangelischen Kirche. Aus der Mitte von 
hauptamtlich eingestellten und ehrenamtlich 
engagierten Personen werden ausgehend 
von der untersten Ebene (Kirchgemeinde/ 
Parochie) Mandatare in die nächsthöhere 
Ebene gewählt (Bottom-Up-Prinzip). Trotz 
dieser Unterschiede zu anderen ‚Kirchen‘, 
wie bspw. der römisch-katholischen, lassen 
sich doch genügend gemeinsame Grund-
linien eines kirchlichen Protestes hervor-
heben. 

Diese Grundlinien wurden bereits in verschie-
denen Veröffentlichungen nachgezeichnet. 
Kernthese der prägenden zeitgeschichtlichen 
Monografie zum Thema ist,

„dass der Konflikt um die Atomenergie in 
Deutschland kulturell und religiös codiert 
war und dass die Kirche aus ihrer weltan-
schaulichen und sozialethischen Tradition 
heraus Anknüpfungspunkte an die dis-
kursiven Strategien der Atomkraftgegner 
bot.“4

Die religiöse Codierung zeigt sich bspw. in 
der apokalyptisch anmutenden Sprache, die 
durch Atomkraftgegner gern in die Debatten 
eingebracht wurde. Auch ist bspw. in der kirch-
lichen Rede von der Bewahrung der Schöpfung 
ein Grundanliegen der Umweltbewegung 
religiös codiert zum Ausdruck gebracht. Ein 
 weiteres Spezifikum der Kirche war, dass 
sie sich im Konflikt politisch engagierte, jedoch 
 gegenüber der Politik den strukturellen  Vorteil 
hatte, aufgrund ihrer  Unabhängigkeit von 
 Wähler interessen „ökologische  Maklerdienste“ 
wahrzunehmen.5 Diese Rolle als Kommunika-
toren und Multiplikatoren von Umweltthemen 
machten die protestantischen Akteure schnell 
zu Partizipanten der sog. ‚Neuen Sozialen 
 Bewegungen‘6, und sie konnten umgekehrt 
deren Anliegen in das konservativ kirchliche 
Milieu hinein vermitteln. Was die kirchlichen 
Gruppen als oberste Priorität  festsetzten, war 
das Primat der Gewaltfreiheit in den Protest-
formen.7 Ein weiteres Merkmal war die 
 Möglichkeit der Kirchen, dem Protest Raum zu 
 geben. Dieses Raumgeben bezieht sich einer-
seits wörtlich auf die zahlreichen Gemeinde-
häuser und andere kirchliche Räumlichkeiten, 

Diese Gemengelage ist meiner Meinung nach 
typisch für die Debatten, die in Deutschland 
um die Atomkraft geführt wurden und – über-
raschenderweise – wieder geführt werden. 
Da ist eine vermeintlich objektive Argumenta-
tionsführung mit ‚Energiebedarf‘ und ‚Risiko-
faktoren‘, die überlagert wird von Emotionalität 
und diffusen Äußerungen, dass ein Weiter-
betrieb ‚unbedingt notwendig sei‘ bzw. ‚sich 
irgendwie falsch anfühle‘.

Somit ist ein breites Spektrum der Mei-
nungen zum Thema Atomkraft zu ver-
zeichnen. Der von weiten Teilen der Gesell-
schaft getragene Ausstiegskonsens nach 
 Fukushima ist brüchig geworden. Darin 
 ähneln die  Debattenumstände der Ausein-
andersetzung um das geplante Kernkraft-
werk Wyhl den heutigen. Auch in der Kernzeit 
des ‚Wyhlkonfliktes‘ (1974–1976) waren 
beide Positionen gleichwertig im Diskurs 
präsent. Der Zeitraum in der Mitte der 1970er 
Jahre war nicht mehr geprägt durch die 
 Atombegeisterung der 1950er und 1960er 
Jahre.2 Jedoch gab es noch keine deutsch-
landweiten Proteste wie in Gorleben (1979) 
und schließlich die Ablehnung durch die 
Mehrzahl der Bevölkerung nach dem Unglück 
von Tschernobyl (1986). Eine weitere Paral-
lele: Ähnlich wie die ‚Ölpreiskrise‘ (1973) mit 
den autofreien Sonntagen drängt auch heute 
die Notwendigkeit, sich im Energiesektor von 
autokratischen Regimen zu lösen, die Option 
Atomkraft nach vorne.

Der Schwerpunkt dieses Beitrages liegt  darauf, 
die Debattenbeteiligung der Kirchen in der 
Auseinandersetzung um das KKW Wyhl zu 
beleuchten. Hierfür wird zunächst die  Struktur 
(evangelisch-)kirchlicher Beteiligung in der 
Atomkraftdebatte skizziert, um die Spezifika 
hervorzuheben. Zur Verdeutlichung wird an-
schließend ein Fallbeispiel einer solchen Betei-
ligung im Konfliktfall skizziert. Ein Fazit schließt 
den Beitrag.

 Strukturen kirchlichen 
Protestes

Der Beitrag beleuchtet die kirchliche Debat-
ten beteiligung um ‚Wyhl‘ aus einer evan-
gelisch-christlichen Perspektive. Diese 
Vorbemerkung ist wichtig, da es Kennzeichen 
des Protestantismus ist, dass der Fokus nicht 
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in denen sich die Teilnehmer der Proteste 
für Planungen etc. treffen konnten, andererseits 
wurden durch die partizipative Struktur der 
evangelischen Kirche auch Diskussionsräume 
eröffnet.

Die Partizipation am gesellschaftlichen Diskurs, 
der Schutz der Umwelt, das Bereitstellen von 
Räumen sowie der Primat der Gewaltfreiheit 
können als Merkmale des kirchlichen  Protests 
gegen Atomkraftwerke genannt werden. Die 
Aneignung von und die Sympathie für die An-
liegen der breiten Anti-AKW-Bewegung ist 
offensichtlich. Dennoch boten sich protestan-
tische Akteure aktiv als Vermittler zwischen 
den Fronten an. Dieser Spagat konnte dann ge-
lingen, wenn zwar einerseits die eigene Posi-
tion in der Sache nicht verleugnet wurde, aber 
andererseits das Ziel einer Übereinkunft der 
verschiedenen Parteien debattenleitend sein 
sollte. Diese ‚kirchliche‘ Vermittlung sollte 
die Debatte auch nicht abkürzen, sondern einer 
konfliktiven Aushandlung eines gesellschaft-
lichen Konsenses Raum geben. Weil aus christ-
licher Sicht die letztgültige Bewertung von 
weltlichen Konfliktfällen in die ‚Zuständigkeit‘ 
Gottes fällt, konnte auch in der Atomkraft-
debatte eine Ausgewogenheit der Argumente 
oder deren Inkommensurabilität ausgehalten 
werden.8 Das Eingeständnis, dass keine der 
Parteien die besseren Argumente hat, wird in 
Debatten wohl viel zu selten gemacht. Diese 
besondere Vermittlungsleistung wird als  letztes 
strukturelles Merkmal markiert und kann 
als Anwaltschaftliche Vermittlung bezeichnet 
werden.9

 Evangelische Pfarrer im Konfliktfall Wyhl

Das Schlaglicht dieses Beitrages wird zeitlich 
auf die ‚aktionistische Phase‘ und akteurs-
zentriert auf den Weisweiler Pfarrer Günter 
Richter und weitere ‚Ortspfarrer‘ in der Nähe 
des KKW-Bauplatzes geworfen. Diese lokale 
Nähe zum Projekt ist deswegen von Bedeu-
tung, weil sie bei den Betroffenen eine andere 
Emotionalität hervorrief als bei allgemeinen 
Gegnern der Atomkraft.

„Neben den potentiellen Folgen einer 
atomaren Havarie, welche eine deutlich 
größere Fläche betroffen hätte, hatten 
die Nachbargemeinden Wyhls weitrei-
chendere Bedenken gegen das Projekt, 

die konkret nur die unmittelbaren  Anrainer 
betrafen. Darunter fiel Angst vor der 
 Verbauung der Natur und vor den ‚Neben-
folgen‘ eines Kraftwerks für Landwirt-
schaft, Fischerei und Weinbau beispiels-
weise durch den ausgestoßenen Dampf 
und die Abwärme des Kraftwerks.“10

Diese Emotionen – etwa die Angst vor dem Ver-
lust der Heimat – konnten in die Vermittlungs-
strategien der Pfarrer integriert und als valide 
Argumente in den ansonsten stark techno-
kratisch geführten Diskurs mit aufgenommen 
werden.11 Andererseits bestand die Aufgabe 
auch darin, die Emotionen der  Atomkraftgegner 
aufzunehmen und durch Angebote von 
 Sinndeutung und Seelsorge im besten Fall 
ab klingen zu lassen.

Eine Schlüsselszene für das intensivere Engage-
ment der Pfarrer waren die polizeilichen Maß-
nahmen angesichts der Bauplatzbesetzung in 
der Nacht vom 19. auf den 20. Februar 1975. 
Demonstrierende hatten das Baugelände des 
Kernkraftwerks ohne Anwendung von Gewalt 
besetzt und diese – de iure illegale – Besetzung 
wurde von der Polizei unter dem Einsatz von 
Wasserwerfern aufgelöst. Dieser als überzogen 
wahrgenommene Einsatz gegen ‚friedliche‘ 
Demonstrierende bestärkte den Weisweiler 
Pfarrer Richter in seiner Haltung:

„Ich bin mit einer Zahnarzt-Tochter nach 
Hause gefahren, weil die so nass war. Be-
vor die sich erkältet – es war ja Februar – 
bring ich sie zum Wäschetausch zu meiner 
Frau. Man fragt sich ja, wie es sich damals 
eine Landesregierung leisten konnte, die 
Leute so zu behandeln.“12

Antriebsfeder für kirchlichen Protest gegen das 
Projekt war im Fall Günter Richters weniger 
eine rationale Gefahrenbeurteilung eines Kern-
kraftwerkes, sondern die emotionale Reaktion 
des Mitgefühls mit der Demonstrantin. Die 
Emotion Mitgefühl wird in der evangelischen 
Ethik oft als Ursache für das Gute Handeln 
bestimmt und biblisch mit dem Gleichnis vom 
barmherzigen Samariter (Lukas 10, 25–37) 
 begründet.13 Die Parteinahme für Schwächere 
kehrt in verschiedenen Aussagen von betei-
ligten kirchlichen Personen in den Konflikten 
um die Atomkraft wieder.
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Dieses grundsätzlich überzeugende Narrativ 
ist jedoch in zweifacher Hinsicht zu hinter-
fragen. Zum einen entwickeln die vermeint-
lich ‚Schwächeren‘ durch die Protestformen 
eine neue Form der Eigenwirksamkeit gegen-
über dem vorherrschenden System. Eine zu 
deutlich betonte ‚Beschützerrolle‘ der Kirchen 
widerstrebt den emanzipativen Zielen der 
Bewegung. Zum anderen werden als Ge-
währsmänner für den Schutz der Schwäche-
ren bspw. der Theologe Dietrich Bonhoeffer 
oder Martin Luther King bemüht. Auch wenn 
die Argumentation der beiden aufgenommen 
werden kann, so muss doch die Unterschied-
lichkeit der Situation betont werden. Der 
Konflikt um ein Kernkraftwerk in der Bundes-
republik Deutschland Mitte der 1970er 
ist nicht mit der Situation der  Bekennenden 
Kirche im NS-Staat Mitte der 1930er zu 
 vergleichen.

Als ein weiteres Distinktionsmerkmal der kirch-
lichen Beteiligung kann eine vermeintliche 
religiöse Legitimation des Protests bestimmt 
werden. Selbstverständlich waren Pfarrer 
als Staatsbürger Teil der Protestbewegung und 
doch konnten und sollten sie sich auch als 
kirchliche Amtspersonen politisch äußern.14 
Allerdings mussten hier wieder die beiden 
 Größen ‚Anwaltschaft‘ und ‚Vermittlung‘ aus-
gewogen zur Geltung kommen. Während der 
Platzbesetzung wurde Pfarrer Richter gebeten, 
zum Zeichen der Unterstützung die Kirchen-
glocken läuten zu lassen. Dies unterließ er aber 
mit der Begründung, er wolle zwar einerseits 
mit den Demonstrierenden solidarisch sein und 
auch seine eigene Position in der Frage de-
mons trieren. Andererseits sollte die ‚Kirche‘ 
eben nicht für eine politische Position instru-
mentalisiert werden und diese dann ‚religiös‘ 
legitimieren. 

Aus diesem Grund verzichteten die Pfarrer des 
Kaiserstuhls im Rahmen von Protestaktionen 
auf das Tragen von Talaren – der schwarzen 
Amts kleidung evangelischer Pfarrer. Bei den 
Demonstrationen gegen ‚Brokdorf‘  führte dies 
zu Missverständnissen und Kritik aus der 
 Kirchenleitung. Denn es ist ja gerade die Funk-
tion der Amtskleidung, einer Handlung einer 
mit höherer institutioneller Macht ausgestat-
teten Person den Segen zu erteilen. Diese 
religiöse Legitimation einer politischen Position 
war die Grenzlinie, die beim kirchlichen Protest 
um ‚Wyhl‘ nicht überschritten wurde.
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Dieser Vorbehalt weltlicher Positionen im 
 Hinblick auf die Unendlichkeit sollte Prüfstein 
für politische Debattenbeiträge sein; und zwar 
unabhängig davon, ob sie von religiöser oder 
säkularer Warte aus geäußert wurden. Denn: 
Die große Pointe an ‚Wyhl‘ ist ja, dass der Bau 
des Kernkraftwerkes nicht wegen eindeutiger 
technischer Gutachten gegen das Projekt 
ein gestellt wurde und auch nicht wegen einer 
Gerichtsentscheidung. Letztendlich war es die 
Erkenntnis der Regierung um Lothar Späth, 
dass ein als ‚alternativlos‘ kommunizierter und 
durch Politik-von-oben durchzusetzender 
 Kraftwerkbau gegenüber der Bevölkerung nicht 
haltbar war. Späths Vorgänger Hans Filbinger 
prophezeite noch, ohne ‚Wyhl‘ würden im 
‚Ländle‘ die Lichter ausgehen. Doch solche 
 ‚absoluten Gewissheiten‘ wurden hinterfragt 
und gerieten ins Wanken. Dies hatte seine 
Ursache in einem neuen Politikverständnis, das 
in zahlreichen Demonstrationen und Aktionen 
gegen das Kraftwerk seinen Ausdruck fand. 
Inwieweit und aus welchen Gründen  kirchliche 
Akteure diesen Protest begleiteten, zeigte 
 dieser Beitrag auf.

 Fazit

Die evangelischen Kirchen standen beim 
Protest gegen die Atomkraft Mitte der 1970er 
sicher nicht an der vordersten Front, zumal 
es sich dabei nicht um ein Kernanliegen des 
christlichen Glaubens handelte. Doch christ-
liche Kernanliegen wie das der Bewahrung der 
Schöpfung oder das der Versöhnung der 
Menschen untereinander und mit Gott  waren 
Antriebsfedern für die Beteiligung an den 
 Protesten. Nicht an der vordersten Front, 
sondern durch die Beteiligung in der zweiten 
Reihe konnten die Kirchen eine andere Form 
der Wirksamkeit erzielen. Auf der organisa-
torischen Ebene gelang dies durch die 
Bereit stellung von Räumen, Expertenwissen15 
und die Vernetzung innerhalb der Bewegung. 
 Zudem waren Pfarrer und weitere kirchlich 
 engagierte Personen Multiplikatoren der An-
liegen der Protestierenden in andere Milieus 
 hinein. Das Drängen auf Versöhnung fand durch 
die oben skizzierte ‚anwaltschaftliche Vermitt-
lung‘ ihren Ausdruck. Neben dem allgemeinen 
Aufruf zu Gewaltfreiheit und Dialogbereitschaft 
fand diese Vermittlung im Fall ‚Wyhl‘ in der 
‚Offenburger Vereinbarung‘ ihren Ausdruck, die 
durch ein Gespräch des Fraktionsvorsitzen-
den der CDU, Lothar Späth, mit Pfarrer Günter 
 Richter initiiert wurde.16

Doch das meines Erachtens  entscheidende 
Spezifikum der ‚kirchlichen‘ Beteiligung 
an den Protesten gegen ‚Wyhl‘ ist, dass in 
Situationen der Unabgeschlossenheit der 
Deutungshorizont über das  vermeintliche 
Faktische hinaus geöffnet wurde. Dies 
 betrifft strukturell das Eingeständnis, dass 
 allein das bloße Führen eines Lebens mit 
dem Verbrauch von Energie, Ernährung etc. 
immer auf Kosten anderer geht.  Irgendwo 
muss Strom produziert und müssen Nah-
rungs mittel erzeugt werden. Es ist ein 
 redlicher Ansatz, die Nebenfolgen für Umwelt 
und die zukünftigen Generationen möglichst 
gering zu halten, ein völliges Nullsummen-
spiel ist allerdings kaum möglich. Dieses 
Eingeständnis kann mit dem theologischen 
Begriff der unvermeidlichen Schuld gefasst 
werden. Die Erkenntnis, dass die eigene 
 (politische) Position mit Mängeln behaftet 
und nur eine von mehreren  mangelbehafteten 
Positionen ist, kann alle Partizipanten einer 
Diskussion vor überlegenheitsfixiertem 
 Moralismus schützen.
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NB: Dieser Beitrag nimmt Überlegungen 
der Dissertation Schedel, Religiöse Sprache 
und Atomkraft, 2021 für den Begleitbad der 
Ausstellung auf. Gute Lesbarkeit und eine 
fundierte Erstinformation zum Thema stehen 
im Mittelpunkt. Für eine tiefergehende 
Betrachtung des Themas vgl. die o.g. Studie 
sowie die angegebene Literatur.
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sellschaftlichen Konfliktfeldern, Tübingen: 
Mohr Siebeck 2021 (Religion in der Bundes-
republik Deutschland; 9), S. 34f.

3
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Vandenhoeck & Ruprecht 2012, S. 108.

6
Unter den ‚Neuen Sozialen Bewegungen‘ 
werden neben der Anti-AKW-Bewegung bspw. 
auch die Emanzipations-, die Anti-Apartheid- 
und viele andere Bewegungen subsumiert. 
Grundlage sind die gesellschaftlichen Bestre-
bungen nach mehr Demokratie und Teilhabe, 
die – historisch vereinfachend – ihren Anfang 
im Jahr 1968 nahmen.

7
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Anti-AKW-Bewegung – Das Beispiel der Ham-
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Gewaltfreie Aktion im Konflikt um das AKW 
Brokdorf 1976 – 1981, Göttingen: Vandenhoeck 
& Ruprecht 2018.

8
Argumente sind dann inkommensurabel, 
wenn sie aufgrund ihrer Unterschiedlichkeit 
nicht gleichwertig gegeneinander aufge-
wogen werden können. Im konkreten Fall 
bspw. ‚Versorgungssicherheit‘ versus ‚psychi-
sche Angst/Bedenken gegen ein AKW‘.

9
Schedel, Religiöse Sprache, S. 107f.

10
Schiedel: Religiöse Sprache, S. 75f.

11
NB: Bei einem technokratischen Diskurs 
entscheiden rein objektive und technische 
Argumente eine politische Entscheidung. 
Natürlich haben gerade die Debatten um 
Kernkraftwerke diese Art der politischen 
 Entscheidungsfindung stark hinterfragt und 
im Endeffekt auch als illusorisch erwiesen. 
Siehe auch oben Fußnote 8. 

12
Schedel, Tim: Zeitzeugeninterview mit Pfarrer 
Günter Richter; Schedel: Religiöse Sprache, 
S. 78f.

13
Fischer, Johannes / Gruden, Stefan / Imhof, 
Esther / Strub, Jean-Daniel: Grundkurs 
Ethik – Grundbegriffe philosophischer und 
theologischer Ethik, Stuttgart: Kohlhammer 
2008, S. 48.

14
Karle, Isolde: Herausforderungen politischer 
Predigt, in: Theologische Literaturzeitung, 
Bd. 142 (2017), Heft 10, S. 995 – 1006.

15
Altner, Günter: Atomenergie – Herausfor-
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Anmerkungen Abbildungen

01: 
Plakat: Christen gegen Atomkraftwerke, 
Hannover: SOAK 1979
WLB Stuttgart / BfZ: PSLD9/4023

02: 
Postkarte: Andacht der WAA-Gegner
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